 {#Sec1}

Verschiebung des \"12. Forums Hochwasserrisikomanagement\" {#Sec2}
----------------------------------------------------------

Vor dem Hintergrund der Corona-Krise haben sich die Veranstalter des \"12. Forums Hochwasserrisikomanagement\" dazu entschlossen, die für den 24./25. Juni 2020 in Jena geplante Veranstaltung in den Juni 2021 zu verschieben. Ein genauer Termin wird noch kommuniziert werden. Das fachliche Programm soll beibehalten bleiben, ebenso wie der Veranstaltungsort. Die bisherigen Anmeldungen behalten ihre Gültigkeit.

 {#Sec3}

Neues Düngerecht sorgt für besseren Schutz des Grundwassers {#Sec4}
-----------------------------------------------------------

Der Bundesrat hat Ende März 2020 Änderungen im Düngerecht beschlossen, die zu einem besseren Schutz des Grundwassers in Deutschland führen werden. Damit entspricht das deutsche Düngerecht künftig den europäischen Standards zum Gewässerschutz. Viele neue Vorgaben werden bereits in wenigen Wochen in Kraft treten, wenn die novellierte Düngeverordnung im Bundesgesetzblatt veröffentlicht ist. Die neuen strengeren Regeln für besonders belastete rote Gebiete gelten dagegen erst ab dem 1. Januar 2021, um einer Überprüfung der Gebietsabgrenzung nicht vorzugreifen, die derzeit von Bund und Ländern in Abstimmung mit der EU-Kommission vorgenommen wird.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze dankte allen, die mitgeholfen haben, den schwierigen Interessensausgleich zu organisieren und sprach von einem Kraftakt. Die Bundesregierung werde für die Umsetzung der neuen Anforderungen Fördermittel für Agrarumweltprogramme und Investitionen zur Verfügung zu stellen. Für die Verbraucherinnen und Verbraucher wertet Schulze die neuen Düngeregeln als eine Entlastung. Denn je sauberer das Grundwasser werde, desto weniger koste die Trinkwasseraufbereitung, die jeder einzelne Haushalt bezahlen müsse. Die Bundesministerin geht davon aus, dass die EU-Kommission nach diesem Beschluss vorerst bereit ist, von einer weiteren Klage gegen Deutschland abzusehen.

Bis Ende des Jahres soll eine verursachergerechte und differenzierte Ausweisung der besonders belasteten roten Gebiete geschaffen werden, um die ansonsten drohenden Strafzahlungen der EU abschließend abzuwenden. Die Neufassung der Düngeverordnung führt bundesweit verpflichtende Maßnahmen ein. So werden die Sperrfristen, in denen die Ausbringung von Düngemitteln in den Herbst- und Wintermonaten verboten ist, verlängert, die ungedüngten Abstände zu Gewässern vergrößert, und die Düngung auf gefrorenem Boden wird verboten.

Mit den neuen Regeln wird auch ein verbessertes Monitoring der Nitratwerte eingeführt. Künftig sollen die Belastungen deutschlandweit genauer analysiert werden, um rechtzeitig effektive Gegenmaßnahmen zu ermöglichen. Eine zentrale Maßnahme ist die Reduzierung der Düngung um 20 % pro Betrieb in den Gebieten, die besonders hohe Nitratbelastungen aufweisen (\"rote Gebiete\"). Diese gilt ab dem 1. Januar 2021. Bis dahin soll zunächst eine Verwaltungsvorschrift von Bund und Ländern erarbeitet werden als einheitliche Grundlage für die Ausweisung dieser roten Gebiete durch die Bundesländer. Ziel ist, dass die Ausweisung in Zukunft differenzierter erfolgt und sich stärker am Verursacherprinzip orientiert. Eckpunkte dieser Verwaltungsvorschrift sind bereits mit den Ländern abgestimmt.

Teil des Pakets ist auch eine Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes, die der Bundesrat im ersten Durchgang bereits behandelt hat und die nach Verabschiedung durch Bundestag und Bundesrat im Juli 2020 in Kraft treten soll. Mit der Änderung wird für landwirtschaftliche Flächen, die eine Hangneigung von mindestens fünf Prozent aufweisen und die an Flüsse, Bäche oder Seen grenzen, eine Pflicht zur Erhaltung oder Herstellung einer ganzjährig begrünten Pflanzendecke in einem Bereich von fünf Metern landseits eingeführt. Hierdurch sollen erosionsbedingte Abschwemmungen insbesondere von Phosphor und Nitrat verhindert werden.

Im Sommer 2018 hatte der Europäische Gerichtshof Deutschland verurteilt, weil die EU-Nitratrichlinie nicht ausreichend umgesetzt wurde. Die genannten Änderungen sollen Rechtslage und Praxis in Deutschland wieder in einen europarechtskonformen Zustand bringen.

 {#Sec5}

Treibhausgasemissionen gingen 2019 um 6,3 % zurück {#Sec6}
--------------------------------------------------

In Deutschland wurden 2019 rund 805 Mio. t Treibhausgase freigesetzt - rund 54 Mio. t oder 6,3 % weniger als 2018. Das zeigt die vorläufige Treibhausgas-Bilanz des Umweltbundesamtes (UBA). Damit setzt sich der positive Trend des Vorjahres auch 2019 fort. Mit Ausnahme des globalen Krisenjahres 2009 ist die Minderung im Jahr 2019 der größte jährliche Rückgang seit 1990. Die größten Fortschritte gab es in der Energiewirtschaft.

Gründe für diese Entwicklung sind die erfolgreiche Reform des europäischen Emissionshandels, der niedrige Gaspreis, der Ausbau von Wind- und Sonnenenergie sowie die Abschaltung erster Kohlekraftwerksblöcke. Im Vergleich zu 1990 sanken die Emissionen in Deutschland um 35,7 %. Bis 2030 will Deutschland seine Emissionen laut Klimaschutzgesetz um mindestens 55 % mindern.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze sieht die aktuellen Zahlen als Signal den Ausbau von Wind- und Sonnenenergie weiter auszubauen, um den positiven Trend zu verstetigen. Denn Strom aus Wind und Sonne sei die Basis für erfolgreichen Klimaschutz. Zusätzliche Maßnahmen seien in der Verkehrspolitik und bei den Gebäuden nötig, um auch dort die Trendwende zu sinkenden Emissionen zu schaffen. UBA-Präsident Dirk Messner unterstützt die Bundesumweltministerin und fordert einen deutlichen Ausbau an Windenergieanlagen. Daran führe kein Weg vorbei, um Kohlestrom zu ersetzen, der vom Netz geht. Insgesamt sieht er Deutschland auf einem guten Weg, wenn jetzt die richtigen Weichen gestellt und in allen Sektoren die Möglichkeiten ausschöpft werden.

 {#Sec7}

26. BImSchV: Verordnung über elektromagnetische Felder {#Sec8}
------------------------------------------------------

Die Bundesregierung hat von den Mobilfunkbetreibern eine Selbstverpflichtung zu sogenannten Kleinzellen entgegengenommen. Die Betreiber sagen darin zu, auch bei Kleinzellen den Schutz vor den elektromagnetischen Feldern nach den etablierten Standards zu gewährleisten. Derzeit werden die Mobilfunknetze in Deutschland stark ausgebaut. An Orten hoher Nachfrage, wie in Innenstädten, Veranstaltungsorten oder Stadien kommen zur Verstärkung der Kapazität zunehmend sogenannte \"Kleinzellen\" zum Einsatz, also Sendeanlagen mit geringer Reichweite. Mit dem Aufbau der neuen 5G-Netze ist damit zu rechnen, dass sich diese Entwicklung weiter verstärkt. Alle Betreiber sagen jetzt zu, bei diesen Kleinzellen dasselbe Schutzniveau einzuhalten, wie es durch die Grenzwerte der Verordnung über elektromagnetische Felder (26. BImSchV) für Basisstationen größerer Leistung etabliert ist. Die Betreiber erweitern nun eine seit 2001 bestehende und seither fortgeschriebene Selbstverpflichtung, in der sie \"zur Verbesserung von Sicherheit und Verbraucher-, Umwelt- und Gesundheitsschutz Information und vertrauensbildende Maßnahmen beim Ausbau der Mobilfunknetze\" zugesagt hatten. Die Selbstverpflichtung gilt auch für die bereits installierten Kleinzellen. Ihre Einhaltung wird durch die Bundesregierung regelmäßig überprüft. Zudem sollen die Verfahren zur Information und Partizipation der Kommunen auch für die Kleinzellen fortgeführt werden. Mit der Selbstverpflichtung, die zunächst für einen Zeitraum von drei Jahren abgegeben ist, ist auch ein Monitoring durch regelmäßige, unabhängige Gutachten verbunden. Darin werden technische Informationen zu den einzelnen Kleinzellen, eine Bewertung der davon ausgehenden Felder und die Ergebnisse von Messreihen an exemplarisch ausgewählten Standorten vorgesehen. Überdies wird die Bundesnetzagentur die Kleinzellen in Kürze in ihre öffentlich einsehbare Standortdatenbank aufnehmen.

 {#Sec9}

Baden-Württemberg mahnt alarmierende Klimadaten für das Jahr 2019 an {#Sec10}
--------------------------------------------------------------------

Das Jahr 2019 wertet Baden-Württembergs Umweltminister als erneuten Beleg für den fortschreitenden Klimawandel. Das ergibt die Auswertung unterschiedlicher Messdaten durch die LUBW Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg. Es gebe daher keinen Grund zur Entwarnung. Klimaschutz sei eine existentielle Krise, die es einzudämmen gelte.

Das Jahr 2019 war das drittwärmste seit Beginn der Aufzeichnungen 1881. Die Jahresdurchschnittstemperatur lag mit 9,9 °C nur ein halbes Grad unter dem des sehr warmen Vorjahres. Damit liegen die 16 wärmsten Jahre seit 1881 im Zeitraum zwischen dem Jahr 2000 und dem Jahr 2019. Und während die Jahresmitteltemperaturen in Baden-Württemberg in den ersten rund 100 Jahren seit Aufzeichnungsbeginn nur um 0,5 °C gestiegen sind, stiegen sie in den vergangenen 30 Jahren bereits um 1 °C. 2019 gehörte auch zu den vier heißesten Jahren in der Geschichte des Landes. Indikator dafür sind die Tage, an denen es über 30 °C heiß wurde. Im vergangenen Jahr gab es 17 solcher Tage. Drei Mal so viele wie im international festgelegten Referenzzeitraum 1961 - 1990.

Bei den Daten im Wasserbereich ist die Bilanz insgesamt etwas ausgeglichener. Von einem extremen Hochwasserereignis oder einer Niedrigwasserphase blieb Baden-Württemberg vergangenes Jahr verschont. Das gesamte Jahr war aber noch geprägt von der schweren Trockenheit des Vorjahres.Der Jahresniederschlag 2019 entsprach etwa dem eines Durchschnittsjahres. Allerdings gab es im Langzeitvergleich auffallend trockene Monate (Februar, April und Juni) und auffallend nasse Monate (Januar, Mai und Oktober).Die Wasserreserven konnten sich 2019 vom Dürrejahr 2018 noch nicht vollständig erholen. Die Grundwasserstände waren das gesamte Jahr über sehr niedrig.Bei Tieren und Pflanzen fiel 2019 erneut auf, dass zum Beispiel die Apfelblüte verfrüht einsetzte - über zwei Wochen früher als im Referenzzeitraum (1961 - 1990).Als Folge des Trockenjahres 2018 war die Regenwurmpopulation stark dezimiert. Folgen hat das für die Qualität des Bodens.

Die Klimatologie unterscheidet zwischen \"warmen\" Tagen mit einer Höchsttemperatur von mindestens 25 °C und \"heißen\" Tagen mit mindestens 30 °C. Auch in der Klimabilanz wird deshalb die Bewertung als \"warmes Jahr\" von der eines \"heißen Jahres\" getrennt. Die Klimabilanz des Jahres 2019 der Landesanstalt für Umwelt (LUBW) ist auf der Homepage der LUBW zu finden unter: <https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/10102>

 {#Sec11}

Rekordbeteiligung bei Vertragsnaturschutz mit Landwirtschaft {#Sec12}
------------------------------------------------------------

Derzeit fließen in Bayern mit 64 Mio. Euro so viele Mittel wie noch nie in das Bayerische Vertragsnaturschutzprogramm (VNP). Rund 120.000 ha, das sind etwa 20.000 ha mehr als im Vorjahr, werden im Rahmen des VNP naturverträglich bewirtschaftet. Insgesamt mehr als 20.000 Landwirte haben entsprechende Anträge gestellt. Das Bayerische Umweltministerium hatte für dieses Jahr die Prämien insbesondere für Weidetierhalter, Bewirtschafter von Streuobstwiesen und Teichwirte deutlich erhöht, wenn sie ökologisch wertvolle Flächen besonders naturverträglich bewirtschaften. Öko-Bauern können naturschutzfachlich wichtige Ackerflächen jetzt besser in den Vertragsnaturschutz integrieren. Die Gesamtfördersumme, mit der die bayerischen Landwirte im Rahmen des VNP für eine naturverträgliche Bewirtschaftung honoriert werden, stieg 2020 von 50 auf 64 Mio. Euro. Ein Teil der Prämien wird vom Bund und der EU getragen. Vor allem bei den Spätmähflächen war das Interesse der Landwirte groß - allein hier kamen etwa 15.000 ha blütenbunte und insektenreiche Förderflächen hinzu. Damit nähert sich Bayern dem Ziel aus dem Volksbegehren plus, dass zehn Prozent der Grünlandflächen erst nach dem 15. Juni gemäht werden sollen. Die Antragstellung im Vertragsnaturschutzprogramm Wald ist noch bis 29. Mai 2020 möglich.

Weitere Informationen zum VNP im Internet unter: [www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/foerderung/bay_vnp.htm](http://www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/foerderung/bay_vnp.htm)

 {#Sec13}

Weltweiter Naturschutz kann Risiko künftiger Seuchen verringern {#Sec14}
---------------------------------------------------------------

Einem wissenschaftlichen Bericht zufolge können mehr Maßnahmen im Naturschutz neuen Infektionskrankheiten und ihrer Ausbreitung vorbeugen. Mit zunehmender Naturzerstörung steigt das Risiko von Krankheitsausbrüchen bis hin zu Pandemien. Daher ist ein engagierter Naturschutz in vielen Weltregionen ein wichtiger Schlüssel, um neuen Infektionskrankheiten vorzubeugen. Auf diesen Zusammenhang hat Bundesumweltministerin Svenja Schulze zusammen mit renommierten Wissenschaftlern hingewiesen. Der genaue Übertragungsweg des neuartigen Coronavirus vom Tier auf den Menschen ist noch nicht abschließend erforscht. Gut belegt ist aber, dass ca. 70 % der menschlichen Infektionserreger ursprünglich aus dem Tierreich stammen, darunter Humane Immundefizienz-Virus (HIV), Ebola, Influenza, Middle East Respiratory Syndrome Coronavirus (MERS) und Schweres Akutes Respiratorisches Syndrom (SARS). Besonders offenkundig ist die Gefahr von Übertragungen auf Wildtiermärkten, wo Menschen und unterschiedliche Tierarten auf engstem Raum zusammenkommen und die Tiere zusammengepfercht und unter hygienisch unhaltbaren Zuständen verwahrt werden. Viel grundlegender ist nach Ansicht der Wissenschaftler, dass die Übertragung von Krankheiten auf den Menschen wahrscheinlicher wird, wenn Ökosysteme durch menschliche Eingriffe aus dem Gleichgewicht geraten.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze würde es sehr begrüßen, wenn der Weltbiodiversitätsrat den globalen Wissensstand zu diesen Fragen sammelt, aufarbeitet und der Politik weltweit zur Verfügung stellt. Denn die Weltgemeinschaft habe nach der Pandemie die Chance, eine neue globale Biodiversitätsstrategie zu beschließen - und so zu zeigen, dass sie aus den Pandemien der Vergangenheit gelernt habe. Dr. Sandra Junglen, Leiterin der Arbeitsgruppe \"Ökologie neuartiger Arboviren\" am Institut für Virologie, Charité Universitätsmedizin Berlin betonte, dass die Entstehung zahlreicher Krankheiten mit dem Vordringen des Menschen in vormals unberührte Natur erklärt werden könne. Intensive Landnutzung, die Verbreitung von Monokulturen oder Rodungen von Wäldern führten zu einem Verlust der Artenvielfalt und verändern die Zusammensetzung der Säugetierpopulationen. Weniger Artenvielfalt bedeute mehr Tiere einer Art im selben Lebensraum. Wenn das Ökosystem derart aus dem Gleichgewicht gerate, können sich Infektionskrankheiten besser verbreiten. Artenvielfalt und funktionierende Ökosysteme können vor der Ausbreitung von Infektionskrankheiten schützen. Professor Josef Settele vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ), Ko-Vorsitzender Globaler Bericht des Weltbiodiversitätsrats betonte ebenfalls, dass der Erhalt intakter Ökosysteme und ihrer typischen Biodiversität das Auftreten infektiöser Krankheiten generell reduzieren könne.

Der Weltbiodiversitätsrat IPBES (Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services) ist ein zwischenstaatliches Gremium zur wissenschaftlichen Politikberatung für das Thema biologische Vielfalt und Ökosystemleistungen. IPBES ist vergleichbar mit seiner älteren Schwester, dem Weltklimarat IPCC für das Klima.

 {#Sec15}

30 Jahre Nationale Naturlandschaften Mecklenburg-Vorpommern {#Sec16}
-----------------------------------------------------------

30 Jahre Deutsche Einheit heißt auch 30 Jahre Naturschutz in Mecklenburg-Vorpommern. Drei Nationalparks, drei Biosphärenreservate und sieben Naturparks sind zu einem Aushängeschild für die Natur des Landes geworden. Ob Rotbuchenwälder, Ostseeküste oder Klarwasserseen - die Nationalen Naturlandschaften stehen für den Erhalt der biologischen Vielfalt sowie für Natur-, Moor- und Klimaschutz. Bereits im Oktober 1990 übernahm das Land aus dem Nationalparkprogramm der DDR fünf von insgesamt 14 großflächigen Naturlandschaften, darunter drei von insgesamt fünf Nationalparks. Es folgten weitere wichtige Etappenziele wie die Anerkennung der \"Buchenurwälder der Karpaten und alte Buchenwälder Deutschlands\" als UNESCO-Weltnaturerbe im Jahr 2011 oder auch die Ausweisung der Ivenacker Eichen als das erste Nationale Naturmonument in Deutschland im Jahr 2016.

Mittlerweile nehmen die Nationalen Naturlandschaften in MV mit insgesamt 545.700 ha fast 18 % der Landesfläche ein. Zusammen mit den Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten sowie den europäischen NATURA 2000-Schutzgebieten kommt Mecklenburg-Vorpommern auf mehr als 1,4 Mio. ha, das sind 45,8 % der Landesfläche (inklusive Hoheitsgewässer).

Anlässlich des Jubiläums hat das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) eine Broschüre über die Naturschutzerfolge in den Nationalen Naturlandschaften des Landes erarbeitet. Die Broschüre \"Biologische Vielfalt in den Nationalen Naturlandschaften Mecklenburg Vorpommerns\" steht als Download zur Verfügung: [www.lung.mv-regierung.de/dateien/bro schuere_biologvielf_nnl_doppelseiten.pdf](http://www.lung.mv-regierung.de/dateien/broschuere_biologvielf_nnl_doppelseiten.pdf)

 {#Sec17}

Abfalltrennung in Zeiten der Coronavirus-Pandemie wichtiger denn je {#Sec18}
-------------------------------------------------------------------

Die Bekämpfung des SARS-CoV-2-Virus stellt auch die Abfallentsorgung in Deutschland vor besondere Herausforderungen. Umso wichtiger sind während der Coronavirus-Pandemie die Abfallvermeidung und die richtige Abfalltrennung. Da sich mehr Menschen länger als sonst zuhause aufhalten, fällt dort auch mehr Abfall an. Es kommt auf alle Bürgerinnen und Bürger an, damit die Restabfalltonnen nicht überquellen und Hygieneregeln eingehalten werden. Umso wichtiger sind während der Coronavirus-Pandemie die Abfallvermeidung und die richtige Abfalltrennung. Ausnahmen gelten nur für Haushalte, in denen infizierte Personen oder begründete Verdachtsfälle in häuslicher Quarantäne leben. Bisher sind keine Fälle bekannt, bei denen sich Personen durch Berührung von kontaminierten Oberflächen mittels Kontaktinfektion angesteckt haben. Dennoch ist dieser Übertragungsweg nicht auszuschließen. Zum Schutz der Hausmeister, Nachbarinnen und Nachbarn in Mehrparteienhäusern sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Abfallentsorgung empfiehlt das Bundesumweltministerium (BMU) daher in Abstimmung mit den für die Abfallentsorgung zuständigen Ministerien der Bundesländer folgende Vorsichtsmaßnahmen. Für private Haushalte, in denen infizierte Personen oder begründete Verdachtsfälle von COVID-19 in häuslicher Quarantäne leben, gilt:Neben Restmüll werden auch Verpackungsabfälle (gelber Sack), Altpapier und Biomüll über die Restmülltonne entsorgt.Sämtliche dieser Abfälle werden in stabile, möglichst reißfeste Abfall-säcke gegeben. Einzelgegenstände wie Taschentücher werden nicht lose in Abfalltonnen geworfen.Abfallsäcke werden durch Verknoten oder Zubinden verschlossen. Spitze und scharfe Gegenstände werden in bruch- und durchstichsicheren Einwegbehältnissen verpackt. Müllsäcke werden möglichst sicher verstaut, so dass vermieden werden kann, dass zum Beispiel Tiere Müllsäcke aufreißen und mit Abfall in Kontakt kommen oder dadurch Abfall verteilt wird.Glasabfälle und Pfandverpackungen sowie Elektro- und Elektronikabfälle, Batterien und Schadstoffe werden nicht über den Hausmüll entsorgt, sondern nach Gesundung und Aufhebung der Quarantäne wie gewohnt getrennt entsorgt.

Für alle privaten Haushalte in Deutschland, in denen keine infizierten Personen oder begründete Verdachtsfälle von COVID-19 leben, gilt weiterhin uneingeschränkt das Gebot der Abfalltrennung. Für sie ändert sich bei der gewohnten Abfallentsorgung nichts. Diese Vorsichtsmaßnahmen orientieren sich an den Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts (RKI). Die Bundesländer haben sich auf ein vergleichbares Vorgehen verständigt, im Detail sind Abweichungen möglich.

 {#Sec19}

Desinfektionsmittel: Starker Anstieg der ausländischen Nachfrage im Januar 2020 {#Sec20}
-------------------------------------------------------------------------------

Desinfektionsmittel-Exporte im Januar 2020 knapp 20 % höher als im Durchschnitt der Jahre 2015 - 2019 im Januar, Importe gut 9 % niedrigerDeutschland ist Nettoexporteur von Desinfektionsmitteln mit einem Exportüberschuss von 58.680 Tonnen im Jahr 2019Inländische Produktion im Januar 2020 knapp 12 % höher als im Januar 2019

Desinfektionsmittel sind derzeit Mangelware. Krankenhäuser, Arztpraxen und Pflegeeinrichtungen berichten von Lieferengpässen bei den in der Corona-Pandemie dringend benötigten Mitteln. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, wurden im Jahr 2019 insgesamt 76.870 t Desinfektionsmittel im Wert von 212,5 Mio. Euro nach Deutschland importiert und 135.560 t im Wert von 353,3 Mio. Euro exportiert. Im Januar 2020 zog die ausländische Nachfrage sprunghaft an: Mit 12.360 t lagen die Exporte von Desinfektionsmitteln knapp 20 % über dem Durchschnitt der vorausgegangenen fünf Jahre in einem Januar. Die Importe lagen dagegen mit 4.860 t gut 9 % niedriger als in den fünf Jahren zuvor. Die Desinfektionsmittel-Importe kamen im Jahr 2019 vor allem aus Belgien (21.140 t im Wert von 53,4 Mio. Euro), den Niederlanden (12.910 t im Wert von 28,3 Mio. Euro) und Frankreich (10.280 t für 29,4 Mio. Euro). Gemessen am Gewicht der Waren war Belgien zugleich größter Abnehmer deutscher Desinfektionsmittel-Exporte (15.900 t für 31,7 Mio. Euro), gefolgt von Frankreich (14 080 Tonnen für 28,6 Mio. Euro) und Österreich (12.590 t für 36,2 Mio. Euro). In Deutschland wurden 2019 Desinfektionsmittel im Wert von rund 640 Mio. Euro hergestellt (Unternehmen ab 20 Beschäftigten). Damit war die inländische Produktion knapp 8 % höher als 2018. Im Januar 2020 produzierten die deutschen Unternehmen Desinfektionsmittel im Wert von gut 55 Mio. Euro (Unternehmen ab 50 Beschäftigten). Wie bei den Exporten war auch bei der Produktion im Januar 2020 ein Anstieg zu verzeichnen: Sie lag um knapp 12 % höher als im Vorjahresmonat.

Eine Sonderauswertung zur hohen Nachfrage ausgewählter Güter des täglichen Bedarfs im Einzelhandel, unter anderem von Desinfektionsmitteln, ab Ende Februar bis Mitte März hat das Statistische Bundesamt Internet veröffentlicht: [www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilun gen/2020/03/PD20_112_61.htmlt](http://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/03/PD20_112_61.htmlt)

 {#Sec21}

Recycling von Stickstoff aus Gülle und Gärresten voranbringen {#Sec22}
-------------------------------------------------------------

Die Deutsche Phosphor Plattform ist der Ansicht, dass Methoden zur Gülle- und Gärrestaufbereitung einen wichtigen Baustein zum Grundwasserschutz und zum verbesserten Einsatz von Wirtschaftsdüngern bilden und dazu beitragen, die Nitratrichtlinie einzuhalten. Daher wird die DPP auch künftig ihre Mitarbeit in der EU-Expertengruppe fortsetzen. Zuletzt hat eine Sitzung der EU-Expertengruppe in Sevilla stattgefunden, bei der der Entwurf des EU-Berichts \"SAFEMANURE - Entwicklung von Kriterien für die sichere Verwendung von aufbereiteter Gülle in nitratgefährdeten Zonen oberhalb der in der Nitratrichtlinie festgelegten Schwelle\" diskutiert wurde. Dabei geht es darum die Verwendung von \"verarbeiteter\" Gülle zu erleichtern, um bislang eingesetzte Mineraldünger in Regionen mit hoher Viehdichte durch aufbereitete Gülle/Gärreste zu ersetzen. Die zu erteilende Genehmigung wird für die Verwendung von Mengen gelten, die über dem in der Düngeverordnung festgelegten allgemeinen Grenzwert von 170 kg N/ha für organische Düngemittel liegen.

Als mögliche betroffene Materialien kommen insbesondere die flüssige Fraktion von getrennter Fest-/ Flüssiggülle, verarbeitete Gärreste, im Stall oder im Prozess getrennter tierischer Urin und einige \"Mineralkonzentrate\" (u. a. Ammoniumsulfat, Ammoniumnitrat etc. sofern sie direkt aus den Wirtschaftsdüngern gewonnen werden) infrage. Diese dann so genannten \"ReNure\"-Materialien würden weiterhin als Dung klassifiziert und nicht als Mineraldünger.

Die Bedingungen für die Verwendung müssen in den \"Aktionsprogrammen für nitratgefährdete Gebiete\" der Mitgliedstaaten/Regionen definiert werden, vorbehaltlich einer fallweisen Validierung durch die Europäische Kommission - die vorgeschlagenen ReNure-Kriterien beinhalten die Forderung, regionale Spezifikationen sowohl für die Ausbringung von ReNure als auch für andere Düngemittel zu definieren. Der ReNure-Status wäre somit spezifisch für eine bestimmte Region festgelegt und nicht auf andere übertragbar. Außerdem würde der ReNure-Status weder den EU- noch den nationalen Düngemittelstatus verleihen - die Materialien bleiben damit \"Wirtschaftsdünger in aufbereiteter Form\".

In Deutschland stellt sich der Fall wenigstens für Ammoniumsulfat-Lösung, die aus Gülle, Gärresten etc. gewonnen wird, anders dar, kann dieser Stoff doch bereits heute als Mineraldünger in den Handel gelangen. Eine entsprechende Regelung findet sich in der Düngemittelverordnung. Diese nationale Regelung sollte sich laut Meinung der DPP zum einen nicht nur auf Ammoniumsulfatlösung beschränken, sondern ausgedehnt werden auf alle Materialien, die weniger als z. B. 1 % organischen Kohlenstoff enthalten. Die DPP schlägt daher vor, dass solche Materialien, die ganz oder teilweise aus organischen Materialien gewonnen werden, nicht mehr als Teil der Nitratrichtlinie behandelt werden sollten, ohne dass die regionalen Aktionsprogramme geändert werden. Um diesen Vorschlag weiter voranzubringen, arbeitet die DPP eng mit der Europäischen Phosphor-Plattform zusammen und konsultiert auch regelmäßig die nationalen Stellen, die sich mit der Nitratrichtlinie und der Düngemittelverordnung beschäftigen.

Hintergrund: Mit Urteil vom 21. Juni 2018 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) festgestellt, dass Deutschland die Nitrat-Richtlinie verletzt hat. Der Verstoß liege darin, dass die Bundesrepublik im September 2014 keine weiteren \"zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkte Aktionen\" zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus der Landwirtschaft ergriffen habe, obwohl deutlich gewesen sei, dass die bis dahin ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichten. Daraufhin wurde die Düngeverordnung geändert. Ob die nun geltenden Maßnahmen ausreichen, wird aktuell geprüft.

Die DPP ist der Ansicht, dass Methoden zur Gülle- und Gärrestaufbereitung einen wichtigen Baustein zum Grundwasserschutz und zum verbesserten Einsatz von Wirtschaftsdüngern bilden und somit auch die Nitratrichtlinie eingehalten werden kann.

 {#Sec23}

\"Grünes Licht\" für nächtliche Belieferung des Handels mit Waren {#Sec24}
-----------------------------------------------------------------

Niedersachsens Umweltminister Olaf Lies wie auch andere Umweltminister der Länder gab \"Grünes Licht\" für die Belieferung des Handels mit Waren auch in den Nachtstunden. Damit sollen funktionierende Lieferketten ermöglicht werden, um auch in Zeiten der Corona-Krise die Bevölkerung mit den Gütern des täglichen Lebens zu beliefern. In einem Schreiben an alle Kommunen, Landkreise, Städte, Bauaufsichtsbehörden sowie staatliche Gewerbeaufsichtsämter macht der Umweltminister von einer \"Ausnahmeregelung für Notsituationen\" Gebrauch und gibt den Behörden vor Ort den Hinweis, die \"Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm)\" vorübergehend entsprechend der Krisenlage anzuwenden. In der Folge dürfen die in der TA Lärm genannten Immissionsrichtwerte überschritten werden\" - auch nachts, wenn Lagerhäuser und Betriebe dringend angefahren werden müssen. Dieser Hinweis ergänzt die bereits vom Niedersächsischen Wirtschaftsministerium ausgesprochenen Ausnahmen für das Fahrverbot zu Sonn- und Feiertagen. Damit werde die Ausdehnung der Anlieferzeiten des Handels auf die Nachtzeit auch an Sonn- und Feiertagen möglich, erläutert der Umweltminister.
